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Aktuelle Ausgangslage 

Gesellschaftliche Teilhabe und Inklusion – gesellschaftlicher Konsens?
• Diversity, Equitiy and Inclusion (DEI) gelten als Kampfbegriff der Trump-Regierung.
• Auch in Deutschland haben die Themen Inklusion und Teilhabe von Menschen mit 

Beeinträchtigungen keine gesellschaftspolitische Priorität: Es fehlt eine Aufbruchstimmung, 
zumindest Schwung für eine neue Agenda, wie diese mit dem BTHG und der 
menschenrechtlich geprägten Inklusionsdiskussion in der letzten Legislaturperiode zumindest 
ansatzweise spürbar war.

• Inklusion wird häufiger als bloßes Ideologieprojekt diffamiert. Negativerfahrungen durch 
nicht gelingende Umsetzung von Inklusion führen zu einer negativen Konnotation des 
Inklusionsbegriffes und seiner Beschädigung, auch in der sog. politischen Mitte.

• Zugleich werden Personen und Organisationen, die sich für umfassende Inklusion und gegen 
Kürzungen im Sozialbereich einsetzen, zumindest tendenziell als woke, als weltfremd, als 
Vertreter einer linken, selbstreferenziellen Elite oder als überkommenen Traditionen 
verhaftete „Sozialutopisten“ bis hin zu (Alt-)Sozialisten eingestuft; oft vergesellschaftet mit 
Kritik an NGO und alternativen Lebensentwürfen.

• Nicht neu: Vielmehr müsse den „Realitäten“ ins Auge gesehen, den ökonomischen 
Rahmenbedingungen und Erfordernissen Rechnung getragen und den überbordenden 
Ansprüchen der Bürger ein „gesundes und leistbares Maß“ an Leistungen entgegengesetzt 
werden.
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Aktuelle Ausgangslage
Teilhabe und Inklusion vs. Ökonomie
• Der Sozialstaat sei im bisherigen Umfang nicht finanzierbar.
• Der Staatshaushalt und die Wirtschaft seien durch die Sozial- und Gesundheitsausgaben zu 

stark belastet. Auch Arbeitgeber und Arbeitnehmer dürften nicht mehr belastet werden.
• Zur Rettung der dt. Wirtschaft und des Staates sei eine „Agenda 2030“ mit Sparmaßnahmen 

und Kürzungen im Sozialbereich und Förderungsmaßnahmen für die Industrie erforderlich.
• Eine Agenda 2030 müsse zahlreiche Maßnahmen umfassen, u. a. beim Bürgergeld, in der 

Eingliederungshilfe, im Gesundheitswesen (z. B. Eigenbeteiligungen, Steuerungseffekte durch 
Eigenleistung, Verringerung von Lohnersatzleistungen, Eingriffe in das Rentensystem sowie 
die Pflegeversicherung).

• Spielräume für Investitionen und Innovationen im Sozialbereich, insbesondere auf 
kommunaler und Länderebene, in den Sozialraum und die Daseinsvorsorge seien extrem 
eng auszulegen,. Innovationen/Änderungen in den Bereichen Kita, Schule, berufliche Bildung, 
Studium, Weiterbildung etc. werden unter Finanzierungsvorbehalte gestellt und damit 
faktisch ausgebremst.

• Leistungsgrenzen, -einschränkungen bis hin zu Einrichtungsschließungen aufgrund von  
Arbeitskräftemangel werden akzeptiert.

 Die Möglichkeiten einer gerechteren Verteilung von Kapital, Einkommen und Vermögen, von 
Staatseinnahmen und -ausgaben, die u. a. von den Sozialverbänden eingefordert werden, werden 
weitgehend negiert und mit Verweis auf drohende Kapitalflucht (u. a.) nicht genutzt.
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Sozialstaat ist so nicht finanzierbar: Auswirkungen?

Teilhabe und Inklusion vs. Ökonomie: Werden die Rehabilitation oder andere Bereiche der 
Teilhabesicherung und Inklusion von Einschränkungen/Begrenzungen durch den Umbau des 
Sozialstaates/Sparkurs betroffen? 
a. Im Sinne von Kürzungen der finanziellen Mittel direkt oder indirekt
b. Im Sinne fehlender Bedarfsanpassung
c. Im Sinne fehlender Innovationen/Innovationsbereitschaft bzw. -kapazität
d. Im Sinne einer wechselseitigen Verstärkung von Leistungsverknappung und 

Fachkräftemangel

• Bislang ist noch nicht sichtbar, ob es zu Einschränkungen bei der medizinischen Rehabilitation 
kommt. Aber: Sind Anpassungen an den demografischen Wandel, an besondere/ungedeckte 
Bedarfe (Stichwort Versorgungslücken), qualitative Weiterentwicklung, Entwicklung solider, 
leistungsgerechter finanzieller Grundlagen noch möglich, noch diskutierbar? Tendenz: 
Moratorium auf dem Status quo.

• Förderung der beruflichen Teilhabe auch wegen des Arbeitskräftemangels ist zumindest 
programmatisch im Programm der Bundesregierung verankert. Aber: Gibt es 
Handlungsspielräume für Anpassung und bedarfsgerechte Anpassung von Leistungen zur 
beruflichen Rehabilitation, welche Konsequenzen werden sich z. B. durch die Ergebnisse aus 
rehapro tatsächlich ergeben? Gelingt die Umstrukturierung der beruflichen Bildung (WfbM), 
wird die Steuerung durch Fallmanagement ergänzt durch zielgenaue Angebote? 
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Der Sozialstaat ist so nicht finanzierbar! Auswirkungen?

• Leistungen zur Bildung sind bereits Gegenstand von Beschränkungen: Schulbegleitung. 
Ausstattung der Regel-/Förderschulen inkl. interdisziplinärer Teams. Ungelöst sind Probleme 
des Schulabsentismus, fehlender Schulabschlüsse z. B. aufgrund psychischer Erkrankungen / 
seelischer Behinderungen, Inklusive Schulen vs. Förderschulen …

• Kita-Ausbau im Sinne interdisziplinärer Familienzentren, ganztags einschl. 
Sprachstatus/Sprachförderung, Umsetzung der Unterstützung in Notfällen (§ 20 SGB VIII)

• Leistungen zur sozialen Teilhabe in der Eingliederungshilfe werden bereits jetzt (unter 
Hinweis auf die kommunalen Finanzbedingungen) als nicht mehr finanzierbar apostrophiert: 
Die hohen Kosten der Eingliederungshilfe seien wirtschaftlich durch den Sozialstaat nicht 
mehr tragbar. Vorschläge zielen auf Vereinfachungen bei der Bedarfsermittlung, 
Pauschalisierung. Begrenzung der Leistungsansprüche einzelner beim persönlichen Budget 
wird bereits spürbar, Verstärkung von Kontrollen. Aber: Hinnahme zunehmend 
unzureichender Bedarfsdeckung durch Dienste und Einrichtungen v. a. bei komplexen 
Bedarfen, Verlagerung in Pflegeeinrichtungen, Mehrbelastung betroffener Familien.

• Allgemein: Herstellung von Barrierefreiheit: Einschränkungen bei der BGG-Reform, Verzicht 
auf Vorgaben zu Barrierefreiheit im Sozialraum und allen Bereichen des Sozialwesens, 
Digitalisierung als Bürokratieabbau, optimierte Leistungserbringung, aber: unzureichende 
Barrierefreiheit

5



Der Sozialstaat ist so nicht finanzierbar! Auswirkungen?

• Leistungen mit rehabilitativer Zielsetzung bei Krankenbehandlung und Pflege: Begrenzungen 
drohen aus finanziellen Gründen, auch aus Arbeitskräftemangel: Heilmittel (Physiotherapie; 
12 000 offene Stellen), Hilfsmittel, Heilerziehungspflege, Vernachlässigung der 
Teilhabeförderung im Gesundheitswesen (Krankenbehandlung, Pflege, Versorgungs-/ 
Entlassmanagement), gelingt z. B. die Weiterentwicklung einer inklusiven Medizin. 
Versorgung von Menschen mit Behinderung z. B. SPZ, MZEB.

• Kann Teilhabesicherung im Sozialraum als Aufgabe der Zivilgesellschaft und als 
Daseinsvorsorge auf der kommunalen Ebene noch entwickelt werden? Z. B. 
Gemeindepsychiatrie (flächendeckender bedarfsgerechter Ausbau), Altenhilfe (z. B. Aufbau 
verlässlicher, zugehender ambulanter Betreuungsstrukturen im Rahmen des § 71 SGB XII), 
Angebote für Menschen mit Beeinträchtigungen sind unzureichend.

• Teilhabe wird durch nicht bedarfsdeckende existenzsichernde Leistungen in Frage gestellt: z. 
B. Bürgergeld, Wohngeld, Grundsicherung, Kindergrundsicherung, Renten, 
Lohnersatzleistungen 

 Öffentliche Haushalte und Sozialversicherungen kommen mit dem Geld aktuell nicht aus: Ist 
ein überbordender Sozialstaat die Ursache? Wo liegen die Ursachen?
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Aktueller Narrativ: Diskurs über normative Grundlagen
„Der Sozialstaat ist so nicht mehr finanzierbar.“

Sozialleistungen sind aus ökonomischen Gründen „abzuschmelzen“. Die Lage der öffentlichen 
Haushalte und „der Wirtschaft“ mache dies erforderlich. Das sei auch möglich, da 
Sozialleistungen zumindest teilweise unbegründet seien.
Dieser Narrativ versucht, Leistungskürzungen und Umschichtungen in den öffentlichen 
Haushalten einerseits und wirtschafts-/industriefördernde und andere „ökonomisch notwendige“ 
Maßnahmen andererseits aus der aktuellen Finanzsituation zu legitimieren.
• Diese Thesen entbehren jedoch wissenschaftlicher Grundlagen und entstammen einem 

politischen „neoliberalen“, nicht wissens- und wahrheitsverpflichtetem oder 
menschenrechtlichem Diskurs. Tatsächlich ist diese Kritik am Sozialstaat und an der 
Verwirklichung grundlegender Menschenrechte Bestandteil populistischer Strategien. Dabei 
bedienen sich populistische Strategien durchaus letztlich zugrunde liegender ökonomischer 
Theorien und Konzepte. 

• Deshalb benötigt die Kritik daran auch einen Diskurs zu den oft impliziten Grundlagen und 
Prämissen und so der wissenschaftlichen, nicht nur (macht-)politischen Auseinandersetzung, 
und zwar gerade auch in der Nationalökonomie und nicht nur in den Sozialwissenschaften. 

• Dieser Diskurs ist mit dem Diskurs zur Verwirklichung der Menschenrechte / Abwehr von 
deren Gefährdung zwingend zu verbinden, da es letztlich um ethische Fragen geht und die 
Kritik an den Leistungen des Sozialstaates mit einer Diskriminierung der Leistungsbezieher 
und der diversen Akteure aus der Zivilgesellschaft, die für Gerechtigkeit, Inklusion und 
Teilhabe eintreten, einhergeht.
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Populismus gegen den Sozialstaat

Diskursebenen der Auseinandersetzung mit populistischem Sozialstaatsbashing

Wege der Auseinandersetzung als sozialökonomischer Diskurs zeigen Beiträge aus 
ökonomischer Sicht, z. B. Marcel Fratzscher in seinem neuen Buch: „Nach uns die Zukunft“ 
(Berlin Verlag 2025)

„Populismus gegen den Sozialstaat beenden“:
„Seit einigen Jahren wird der Sozialstaat im öffentlichen Diskurs nur noch selten als integraler Teil 
einer funktionierenden Demokratie und Marktwirtschaft dargestellt. Stattdessen erscheinen 
seine Ausgestaltung und die Kosten, die er verursacht, als eines der großen wirtschaftlichen und 
politischen Probleme unserer Zeit. Wer soziale Leistungen bezieht, gerät sofort in den Verdacht, 
zulasten von anderen zu leben. Harte Einschnitte bei Sozialleistungen werden nicht selten als 
einzig gangbarer Weg präsentiert, um die Investitionen in die Zukunftsfähigkeit unserer 
Wirtschaft finanzieren zu können. Fast alles an diesem Narrativ ist falsch.“ (S. 143)
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Rationale Strategien für Teilhabesicherung auch 
von Menschen mit Beeinträchtigungen

M. Fratzscher aus ökonomischer Perspektive: Nach uns die Zukunft (2025): Inhalt
I. Das Recht auf ein selbstbestimmtes Leben

I. Die Würde eines jeden Menschen
II. Chancengleichheit
III. Gute und sinnstiftende Arbeit
IV. Finanzielle Autonomie und Sicherheit

II. Das Recht auf einen lebenswerten Planeten
I. Schutz von Klima, Umwelt und Biodiversität
II. Unserer Verantwortung gerecht werden
III. Soziale Akzeptanz schaffen

III. Das Recht auf Solidarität und Frieden
I. Sozialer Frieden und Solidarität
II. Daseinsfürsorge und soziale Teilhabe
III. Eine generationengerechte Schuldenbremse
IV. Eine ausgewogene Finanzierung der Rente
V. Funktionierende Demokratie und Freiheit
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Populismus gegen den Sozialstaat – 
Unbewusstes Teilen von Prämissen

Es besteht die Gefahr, dass Teile des Narrativs und seiner Prämissen unbewusst und 
unreflektiert in die Verteidigungsbemühungen des Sozialstaates einfließen. 

Diakonie Chef R. Schuch in PM vom 13.08.2025: 
„Diakoniepräsident Rüdiger Schuch äußert sich 100 Tage nach dem Start der schwarz-roten 
Bundesregierung enttäuscht. „Ich habe immer stärker das Gefühl, dass die Regierung den 
Sozialstaat nur als Problem wahrnimmt“, sagte Schuch der „Augsburger Allgemeinen“ und 
kritisierte konkret Bundeskanzler Friedrich Merz (CDU). Dieser sehe die soziale Arbeit zu sehr als 
Kostenfaktor. Diese Perspektive müsse sich ändern. Er (Merz) sieht zu wenig, „dass Menschen, 
die im Bürgergeld gefördert werden und auf den ersten Arbeitsmarkt kommen, ihr Leben 
wieder eigenständig gestalten können und einen wichtigen Beitrag für diese Gesellschaft 
leisten“, sagte Schuch. Merz sehe auch zu wenig, „dass in der Eingliederungshilfe Menschen 
auch auf den ersten Arbeitsmarkt gebracht werden und so Teilhabe möglich ist“.

Das leistet Eingliederungshilfe in der Regel nicht. Sozialleistungen, die in erster Linie der sozialen 
Teilhabe dienen und allein deshalb gerechtfertigt sind, werden mit zusätzlichem Nutzen für die 
Gesellschaft begründet.
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Rationale Strategien für Sozialleistungen
von Menschen mit Beeinträchtigungen

Makroökonomische Perspektiven: Der Capability Approach.
• Für eine menschenrechtliche Fundierung ökonomischen Handelns ist die Frage nach dem Ziel 

ökonomischen Wirtschaftens zu beantworten. Dieses besteht nicht allein aus der Aufgabe der 
vernünftigen Verteilung knapper Güter, sondern in der Ermöglichung von Freiheit durch die 
Förderung und Bereitstellung von Befähigungschancen, vgl. dazu den Capability Approach 
nach Amartya Sen. 

• In der Fassung der Grundbefähigungen nach M. Nussbaum ist diese ökonomische Theorie 
direkt anschlussfähig an die UN-BRK. 

Dazu existiert eine reichhaltige, jedoch wenig rezipierte Diskussion, z. B. 
• Amartya Sen: Ökonomie für den Menschen. Wege zu Gerechtigkeit und Solidarität in der Marktwirtschaft. 

Carl Hanser Verlag, München 2000 
• Martha C. Nussbaum: Die Grenzen der Gerechtigkeit. Behinderung, Nationalität und Spezieszugehörigkeit. 

Suhrkamp 2014
• P. Dabrock (2012): Befähigungsgerechtigkeit. Ein Grundkonzept konkreter Ethik in 

fundamentaltheologischer Perspektive. Unter Mitarbeit von Ruth Denkhaus. Gütersloher Verlagshaus.
• G. Cremer (2018): Deutschland ist gerechter, als wir meinen: Eine Bestandsaufnahme (Beck Paperback) 
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Rationale Strategien für Sozialleistungen
von Menschen mit Beeinträchtigungen

Man darf auch nach der ökonomischen Wirkung von Leistungen bzw. nach dem Nutzen fragen.
• Prognos-Studie (2024): Reha wirkt – volkswirtschaftliche Effekte der medizinischen 

Rehabilitation. Beitrag zu Beschäftigung und Wertschöpfung. Studie im Auftrag der Median 
Unternehmensgruppe 2024.
⇒ Gewinn an Erwerbsjahren (63 250 Jahre), Wertschöpfung (5,3 Mrd. € p. a.), individ. 

Einkommen (13 700 € je Rehabilitand) und weiteren volkswirtschaftlichen Effekten 
(2,6 Mrd. € p. a.)

• DRV Bund (Okt. 2025): Wirksamkeit und volkswirtschaftlicher Nutzen der Rehabilitation in 
Deutschland. Eine empirische Analyse zu den Beschäftigungseffekten der Rehabilitation der 
Deutschen Rentenversicherung, Berlin

 => Erwerbschancen bei ihren Versicherten um 15 bis 20 Prozentpunkte erhöht. Eine 
Investition in die Rehabilitation (RV) von 1 Euro erwirtschaftet 2 bis 3 Euro im ersten
Jahr, 5 Euro in den ersten zwei Jahren. Allein in den ersten beiden Jahren führen 
aktuelle Investitionen in die Rehabilitation von etwa 8 Mrd. Euro zu etwa 40 Mrd. 
Euro Gewinn für die Gesellschaft.

 

Solche Wirkungen können jedoch nicht in allen Bereichen der Teilhabeleistungen erzielt 
werden, insbesondere nicht im Bereich der sozialen Teilhabe, z. B. der Eingliederungshilfe. 
Jedoch gibt es auch hier gute Ansätze für die Darstellung der nationalökonomischen Bedeutung 
solch angeblich unproduktiver Leistungen bzw. konsumptiven Ausgaben neben den Wirkungen 
auf die Teilhabe und Inklusion, die soziale Sicherheit und den sozialen Frieden. 12



Rationale Strategien für Sozialleistungen
von Menschen mit Beeinträchtigungen

Sozialwirtschaft als Bestandteil der Volkswirtschaft (vgl. H. Fuchs, 2025)
• Die Tatsache, dass Sozialausgaben nicht nur staatliche Konsumausgaben in eine angeblich 

nicht quantifizierbare Wohlfahrt darstellen, sondern Investitionen in Wertschöpfung mit 
messbarer monetärer Ergebniswirkung sind, ist in der politischen und medialen 
Auseinandersetzung über die steigenden Sozialausgaben nicht wahrnehmbar.

• Sozialausgaben tragen wesentlich zur Wertschöpfung und zum Bruttosozialprodukt bei.    
Die Sozialunternehmen agieren – wie alle anderen Wirtschaftsunternehmen – als regionaler 
und überregionaler Wirtschaftsfaktor. Sie schaffen Beschäftigung, sorgen für Nachfrage – 
gerade regional auch beim Mittelstand –, Steueraufkommen und Sozialversicherungsbeiträge. 

• Durch bestimmte Dienstleistungen (Prävention, Therapie und Rehabilitation, Verbleib im 
häuslichen Umfeld) verhindern sie an anderer Stelle Kosten und tragen zum sozialen Frieden 
bei.

• Soziale Dienstleistungen unterscheiden sich danach grundsätzlich nicht von anderen 
Investitions- und Konsumbereichen der Wirtschaft. Die hier eingesetzten Mittel sorgen 
ebenfalls für Beschäftigung und Einkommen sowie für Nachfrage und Wachstum in der Region 
und der Gesamtwirtschaft.

• Soziale Dienstleistungen sind für die öffentliche Hand nicht so teuer, wie es den Anschein 
hat und politisch und medial dargestellt wird. Denn sie erzeugen an vielen Stellen direkte 
und induzierte Mittelrückflüsse. 

• Sparmaßnahmen ohne Berücksichtigung der wertschöpfenden Wirkung von sozialen 
Dienstleistungen (insbesondere auf den Mittelstand, aber auch das Steuer- und 
Sozialbeitragssystem) haben nicht zu unterschätzende kontraproduktive Wirkungen. 
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Rationale Strategien für Sozialleistungen
von Menschen mit Beeinträchtigungen

Social Return of Invest (SROI)
Der SROI ist ein ursprünglich in Amerika entwickeltes Verfahren zur Berechnung der 
gesellschaftlichen Wertschöpfung sozialer Unternehmen und Einrichtungen. Das Verfahren 
wurde wissenschaftlich bezogen auf deutsche Verhältnisse weiterentwickelt.
• Die Evangelische Universität Nürnberg hat gemeinsam mit der Katholischen Universität 

Eichstätt-Ingolstadt und dem Beratungsinstitut xit mit dem Verfahren SROI mit Daten von 12 
der 13 Mitgliedsunternehmen des Brüsseler Kreises aus dem Jahr 2012 den Social Return of 
Invest sozialer Dienstleistungen untersucht.

• Die an der Studie teilnehmenden Unternehmen erwirtschafteten 2012 einen Gesamtumsatz 
von über 2 Mrd. €. Davon stammten 1,8 Mrd. € von der öffentlichen Hand.

• Die Einrichtungen erzeugten eine Gesamtnachfrage von 1,64 Mrd. €, durch die eine 
Einkommenswirkung von 2,15 Mrd. € entstand.

• Der monetäre Effekt in Form von Rückflüssen für die öffentliche Hand summiert sich auf 
1,52 Mrd. €.

• Dazu kommen die aus den in der vernetzten Wirtschaft induzierten Nachfrage- und 
Einkommenseffekten entstandenen Effekte von 0,741 Mrd. €.

      (n. H. Fuchs, 2025)
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Rationale Strategien für Sozialleistungen
von Menschen mit Beeinträchtigungen

Social Return of Invest (SROI) Studie II (2013)
• 41% der von der öffentlichen Hand investierten Mittel flossen in Form von 

Sozialversicherungsbeiträgen, diversen Steuern und anderen Abgaben (0,74 Mrd. €) direkt 
zurück.

• Nimmt man die Rückflüsse aus der vernetzten Wirtschaft in Höhe von weiteren 0,74 Mrd. € 
hinzu, steigt die Refinanzierungsquote auf 82,3 v. H..

• Die effektive Kostenlast für die öffentliche Hand betrug demnach statt 1,8 Mrd. € nur 280 
Mio. €. Dabei blieben die Kosten unberücksichtigt, die durch die sozialen Dienstleistungen 
vermieden wurden.

Studie des LWL in NRW (2013) zu finanziellen Effekten der Eingliederungshilfe
• Im Gutachten des LWL für die Eingliederungshilfe zeigte sich, dass die Eingliederungshilfe in 

den Familien der beteiligten Arbeitnehmer ein Einkommensvolumen von etwa 1,7 Mrd. € 
und daraus Einnahmen für die öffentliche Hand von 1 Mrd. € ermöglichte.

• Dabei zeigte sich, wie sich der Return of Invest auf die öffentlichen Hände verteilt: Obwohl die 
kommunalen Kassen zwischen 65 und 82% der Mittel tragen, fließt der größte Teil der 
Rückflüsse (72%) an den Bund und die Sozialversicherungen. Dadurch entstehen beachtliche 
Nettoerträge beim Bund, aber beträchtliche Nettokosten bei den Kommunen. 

• Danach fließt ein großer Teil der Rückflüsse aus dem durch die kommunalen Gelder 
erzeugten Wertschöpfungsprozess in die Bundeskassen ab.
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Rationale Strategien für Sozialleistungen
von Menschen mit Beeinträchtigungen

Anmerkungen exemplarisch zur Diskussion um die Eingliederungshilfe
• Eine Differenzierung der Kostenanstiege und ihrer Ursachen ist zwingend erforderlich.
• Die Forderung nach Bürokratieabbau ist nachvollziehbar. 

• Es besteht dabei z. B. die Gefahr, dass die Bedarfsermittlung so verkürzt und/oder 
standardisiert wird, dass individuelle Bedarfe weder nach Art noch nach Umfang 
konkret und umfassend ermittelt werden. Das ist auch deshalb unbedingt zu 
vermeiden, da die BE die einzige Grundlage für Höhe und Art der 
Unterstützungsleistungen ist, da allgemeine Maßstäbe dafür im SGB IX fehlen.

• Dem Verlust der Versorgungssicherheit (Einrichtungen und Dienste) ist entgegenzuwirken, 
auch mit den Mitteln einer verbindlichen regionalen Sozialplanung unter Beteiligung aller 
Akteure.

• Sektorübergreifende Leistungsbündelung als neues Konzept schafft enorme 
Rationalisierungs- und Wirtschaftlichkeitsreserven. Das Konzept ist als solches noch nicht 
entwickelt, wird jedoch bereits angewendet, vgl. dazu Schulbegleitung an Schulen, 
therapeutische Leistungen an Förderschulen, Leistungen zur UK u. a.

• Einnahmedefizite in den öffentlichen Haushalten sind zu beseitigen. Sie dürfen nicht zur 
Legitimation anscheinend grundsätzlich gewollter Leistungseinschränkungen dienen.

16



Rationale Strategien für Teilhabesicherung 
von Menschen mit Beeinträchtigungen

Sozialleistungen sind aus ökonomischen Gründen „abzuschmelzen“. Das sei möglich, da diese 
zumindest teilweise unbegründet seien. Inklusion, Diversität und Gerechtigkeit seien 
ideologische Kampfbegriffe, die angesichts der modernen Gesellschaft und der ökonomischen 
Lage wirklichkeitsfremd und einer (linken) etablierten Elite zuzurechnen seien.  
Welche Wirkungen entfaltet dieser Narrativ?
 
• Legitimation der Kürzung von Leistungen mit der Folge fehlender Bedarfsdeckung
• Legitimation eines schleichenden Abschmelzens bzw. einer Transformation von 

Leistungsangeboten, u. a. durch Arbeitskräftemangel, fehlende Reinvestitionen, Vergütungen: 
fehlende Bedarfsdeckung

• Verhinderung / Lähmung einer bedarfsgerechten Weiterentwicklung:
• quantitative Anpassung an gewachsene Bedarfe, ggf. Umschichtung
• qualitative Anpassung an den wissenschaftlichen Fortschritt
• Orientierung am Bedarf

• Lähmung von Initiative und Engagement durch hohe Hürden bei Umsetzungsprozessen. 
„Stimmung und Klima“

• Ängste und Verunsicherung der Menschen mit Beeinträchtigungen, ihrer Angehörigen sowie 
der Mitglieder der Gesellschaft

• Desavouierung legitimer Ansprüche und der Inanspruchnahme von Rechten
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Rationale Strategien für Teilhabesicherung 
von Menschen mit Beeinträchtigungen

Grundlagen einer Weiterentwicklung der Teilhabesicherung im Sozialstaat
• Verwirklichung von Menschenrechten
• Bedarfsorientierung
• wissenschaftliche Grundlagen (einschl. der Ökonomie)
• paradigmatische Orientierung an Prävention und Rehabilitation (im Sinne einer 

Minderung der Beeinträchtigungen und der damit verbundenen 
Unterstützungsbedarfe)

• Zusammenschluss mächtiger Akteure für einen modernen Sozialstaat  

Aktuelle Konsequenzen:
• Bekämpfung der Sozialstaatspolemik
• Vorsicht bei Spardiskursen im Hinblick auf implizite Prämissen
• konkrete Weiterarbeit an erkannten Problemlagen und deren Lösung einschl. 

Bürokratieabbau, Rationalisierung, 
• weiterhin Arbeit/Mitwirkung an Innovationen
• Sicherstellung bedarfsdeckender Angebote 
• Nutzung des Konzeptes der Leistungsbündelung
• Nutzung von Kooperation und Synergien – regionale Vernetzung
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

Kontakt: 
Dr. Matthias Schmidt-Ohlemann
Pestalozzistr. 5
55543 Bad Kreuznach
Matthias.Schmidt.Ohlemann@googlemail.com
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